
Blühflächen  statt  Wald?  –
Hubert  Aiwanger  verharmlost
Naturzerstörung für Windkraft
Ein  kritischer  Kommentar  zur  Diskussion  um  den  Windpark
Sülzert und Bayerns planlose Energiewende.

Die Energiewende braucht Tempo – doch wie sie umgesetzt wird,
entscheidet  über  ihre  Akzeptanz.  Der  geplante  Windpark  im
Waldgebiet „Sülzert“ an der Grenze zwischen Bayern und Hessen
wird zum Sinnbild einer kopflosen Politik. Hubert Aiwanger,
Bayerns Wirtschaftsminister und Chef der Freien Wähler, zeigt
dabei  einmal  mehr,  wie  man  mit  Halbwahrheiten  und
Holzhammerrhetorik  an  der  Lebensrealität  der  Menschen
vorbeiregiert.

Der Wald als Kollateralschaden
Acht Windräder, jedes bis zu 170 Meter hoch, sollen in einem
gesunden Mischwald entstehen – einem sogenannten „Klimawald“.
Der Begriff ist kein PR-Gag, sondern beschreibt Wälder mit
hoher Artenvielfalt und stabiler Struktur, die auch zukünftige
Klimabedingungen überstehen können. Genau solche Wälder will
man  andernorts  mit  Millionenaufwand  pflanzen  –  in  Alzenau
hingegen sollen sie für Windräder verschwinden.

Was  sagt  der  Minister  dazu?  Hubert  Aiwanger  behauptet,
Windräder würden kaum Wald zerstören. Es entstünden nur kleine
Lichtungen,  die  ökologisch  sogar  wertvoller  seien  –
schließlich  blühten  dort  „Disteln  und  Schmetterlinge“.  Die
Idee:  Aus  Fällung  wird  Förderung.  Aus  Waldverlust  wird
Biodiversitätsgewinn. Man könnte fast meinen, Aiwanger hält
Motorsägen für Naturschutzgeräte.

Diese Argumentation ist brandgefährlich. Sie ist nicht nur
zynisch, sondern ökologisch naiv. Ein funktionierender Wald
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ist weit mehr als die Summe seiner Blumen am Wegesrand. Er
speichert Wasser, reguliert Temperatur, schützt vor Erosion –
und  ist  in  seiner  Gesamtheit  nicht  durch  ein  paar  bunte
Blühstreifen ersetzbar.

Die Schönrechnerei der Standorte
„Warum im Wald?“ fragte ein Zuschauer während der Sendung.
Aiwangers Antwort: „Weil die Dörfer in Bayern meist von Wald
umgeben sind. Wenn man 1000 Meter Abstand hält, landet man
eben  im  Wald.“  Diese  These  blendet  aus,  dass  Bayern
jahrzehntelang  aktiv  Windkraft  verhindert  hat  –  vor  allem
durch  die  sogenannte  ehemalige  10H-Regel,  die  riesige
Abstandsflächen  zu  Siedlungen  vorschreibt  und  damit
Waldstandorte  zur  einzigen  „Option“  macht.

Es war also politisch gewollt, dass Windkraft auf Freiflächen
oder Industriebrachen fast unmöglich war. Und jetzt wird den
Menschen gesagt: „Tja, jetzt bleibt halt nur noch der Wald.“
Aiwanger  versucht,  das  Ergebnis  dieser  jahrelangen
Verhinderungspolitik als „Alternativlosigkeit“ zu verkaufen –
und viele durchschauen das.

Bürgernähe? Eher ein Monolog
Die Sendung „Jetzt red i“ lebt vom direkten Austausch mit
Bürgern. Doch während sich die Menschen um die Zerstörung
ihrer Heimat sorgen, begegnet Aiwanger ihnen mit gönnerhaftem
„Fahrt halt mal dahin, wo’s schon Windräder gibt“ – als ob
Erfahrung mit Lärm, Flächenversiegelung und Wertverlust von
Immobilien schon Akzeptanz schaffen würde.

Ein junger Mann brachte es auf den Punkt: „Überall ja – aber
nicht bei uns. Wie wollen Sie die Leute mitnehmen?“ Aiwangers
Antwort? Ein Anekdötchen über Rehe und Hasen, die angeblich
friedlich unter Windrädern leben. Konkrete Bürgerbeteiligung?
Fehlanzeige.  Stattdessen  dominieren  Ausreden  und
Ablenkungsmanöver.



Dabei ist Beteiligung der Schlüssel zur Energiewende. Was aber
wirklich passiert, ist genau das Gegenteil: Bürger erfahren
von  Großprojekten  meist  erst,  wenn  alles  entschieden  ist.
Wirtschaftlichkeitsrechnungen  fehlen,  Umweltgutachten  werden
spät offengelegt, Abstimmungen übergangen. Kein Wunder, dass
Widerstand wächst.

Belastungsgrenze längst überschritten
Albstadt  –  ein  Ort  mit  rund  1300  Einwohnern  –  soll  bald
umzingelt sein: Windpark im Wald, ein Solarpark mit 14 Hektar,
ein zweiter Solarpark auf bayerischer Seite, dazu ein riesiges
Umspannwerk. Insgesamt geht es um über 60 Hektar Fläche – das
Vierfache der eigentlichen Ortsgröße. Und Aiwangers Antwort
darauf: „In der Lausitz wurde ein ganzes Dorf weggebaggert –
so schlimm ist es bei euch doch nicht.“

Diese  Argumentation  ist  zynisch.  Nach  dem  Motto  „Es  geht
schlimmer“ wird das massive Missverhältnis von Eingriffen und
Ortsgröße  kleingeredet.  Gleichzeitig  ignoriert  Aiwanger  die
Rolle seiner Partei, die noch 2021 das geplante Umspannwerk
selbst  abgelehnt  hatte.  Heute  ist  es  plötzlich
„alternativlos“.

Energiewende braucht Planung, nicht PR
Die Energiewende ist dringend – keine Frage. Aber sie braucht
Ordnung, nicht Chaos. In Alzenau scheint genau das Gegenteil
zu passieren: Parallelplanung privater Windparks, massive PV-
Flächen  ohne  klare  Netzanschlüsse,  fehlende
Wirtschaftlichkeitsstudien  –  und  das  alles  auf  dem  Rücken
kleiner Gemeinden, die weder personell noch finanziell auf
diese Last vorbereitet sind.

Und  der  Energieminister?  Der  schaut  zu,  wie  Ort  für  Ort
überfordert  wird  –  solange  irgendwo  die  CO₂-Bilanz  sinkt.
Bürgerbeteiligung, regionale Gerechtigkeit, kluge Raumordnung
– all das kommt in Aiwangers Denken kaum vor. Dafür umso mehr



Populismus, Pseudo-Öko-Romantik und billige Polemik.

Fazit:  Aiwanger  ist  Teil  des  Problems,
nicht der Lösung
Was Bayern braucht, ist eine Energiewende mit Herz, Hirn und
Handschlagqualität.  Was  Hubert  Aiwanger  bietet,  ist  eine
Mischung  aus  Holzweg  und  Schönfärberei.  Er  romantisiert
Windräder im Wald, beschwichtigt Bürger mit Reh-Geschichten
und  drückt  Infrastrukturprojekte  durch,  ohne  die  Regionen
mitzunehmen.

Dabei zeigen Projekte wie das Nahwärmenetz in Bracht (Hessen),
wie es gehen kann – lokal, partizipativ, nachhaltig. Doch dazu
bräuchte es Politiker, die zuhören, vermitteln und ehrlich mit
Chancen  wie  Belastungen  umgehen.  Hubert  Aiwanger  hat  in
Alzenau gezeigt, dass er dazu nicht bereit ist.

Rodung  statt  Verantwortung:
Nominierter „Waldbesitzer des
Jahres“  will  Schutzwald  für
Windräder opfern
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Umweltverbände  kritisieren  geplante  Abholzung  für
Windkraftanlagen  –  Lebensraumverlust  und  Umweltzerstörung
drohen.

Die  Nominierung  von  Lorenz  Klein  von  Wisenberg  als
„Waldbesitzer des Jahres“ sorgt für scharfe Kritik aus Umwelt-
und Naturschutzkreisen. Der „Adelige“ plant laut Informationen
mehrerer Quellen die großflächige Rodung ökologisch wertvoller
Waldflächen, um Windkraftanlagen zu errichten – und das in
einem Gebiet, das als schützenswerter Naturraum gilt. Diese
kontroverse Entscheidung wirft Fragen zur Verantwortung von
Waldbesitzern und der wahren Bedeutung von Umweltschutz auf.



„Es ist ein Skandal, dass jemand, der aktiv zur Zerstörung
naturnaher  Wälder  beiträgt,  gleichzeitig  als  vorbildlicher
Waldbesitzer gefeiert werden soll“, äußert Zach, Sprecher der
Bürgerinitiative  ProNatur.  „Das  widerspricht  jeder
glaubwürdigen Form von Umweltverantwortung und untergräbt die
Bemühungen um nachhaltige Forstwirtschaft.“

Die  betroffenen  Waldflächen  sind  nicht  nur  Lebensraum  für
zahlreiche  geschützte  Tierarten  wie  Fledermäuse,  Greifvögel
und seltene Insekten, sondern spielen auch eine bedeutende
Rolle  im  Klimaschutz.  Sie  fungieren  als  CO₂-Speicher  und
natürliche  Wasserspeicher  im  regionalen  Ökosystem.  Die
Abholzung dieser vitalen Ökosysteme könnte dramatische Folgen
für die Biodiversität und die ökologische Balance der Region
haben.

Experten warnen, dass es sich bei den geplanten Rodungsflächen
um  strukturreiche  Mischwälder  handelt,  die  über  Jahrzehnte
hinweg  naturnah  bewirtschaftet  wurden.  Diese  wertvollen
Lebensräume könnten durch die geplanten Eingriffe irreversibel
zerstört werden, was langfristige negative Auswirkungen auf
die Umwelt und die Gesellschaft zur Folge hätte.

Während der Ausbau erneuerbarer Energien ein zentrales Ziel
der Energiewende ist, betonen Fachleute, dass dies nicht auf
Kosten  der  letzten  intakten  Naturflächen  geschehen  darf.
„Klimaschutz  darf  nicht  zum  Deckmantel  für  Naturzerstörung
werden“,  warnt  Laberer  von  der  Bürgerinitiative  ProNatur.
„Gerade Wälder leisten einen enormen Beitrag zur CO₂-Bindung
und Artenvielfalt. Sie zu opfern ist ökologisch widersinnig
und gefährdet unsere Umwelt für zukünftige Generationen.“

In Anbetracht der Situation fordern mehrere Umweltverbände die
sofortige Rücknahme der Nominierung von Klein von Wisenberg.
Die Verleihung des Titels an eine Person, die offensichtlich
bereit  ist,  ökologische  Kernzonen  für  wirtschaftliche
Interessen  zu  opfern,  würde  die  Glaubwürdigkeit  der
Auszeichnung  massiv  beschädigen.  Es  ist  unerlässlich,  dass



solche  Ehrungen  nicht  zur  Unterstützung  von  Greenwashing
missbraucht werden.

Forderung nach Aberkennung der Nominierung
„Diese  Ehrung  darf  kein  Freifahrtschein  für  Greenwashing
sein“,  so  die  gemeinsame  Erklärung  mehrerer
Umweltorganisationen. „Wer Wälder rodet, darf nicht als deren
Bewahrer ausgezeichnet werden. Es ist an der Zeit, dass wir
als  Gesellschaft  Verantwortung  übernehmen  und  uns  für  den
Schutz unserer Wälder und die Erhaltung unserer natürlichen
Ressourcen einsetzen.“

Fazit

Die Kontroverse um die Nominierung von Lorenz Freiherr Klein
von Wisenberg als „Waldbesitzer des Jahres“ verdeutlicht, wie
wichtig es ist, eine Balance zwischen erneuerbaren Energien
und dem Schutz unserer Natur zu finden. Der Schutz unserer
Wälder ist nicht nur eine ökologische Notwendigkeit, sondern
auch  eine  moralische  Verantwortung  gegenüber  kommenden
Generationen. Lassen Sie uns gemeinsam für eine nachhaltige
Zukunft kämpfen, in der Umweltschutz und erneuerbare Energien
Hand in Hand gehen, ohne dass wertvolle Lebensräume geopfert
werden müssen.


